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ZEHN FRAGEN AN ...

Jochen Thiel,
neuer Geschäftsführer der Börse München

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Kleine, unscheinbare Geschichten, die Hoffnung machen in-
mitten der üblichen Nachrichtenflut. Ein bewegendes Beispiel
ist das Video zum Help Portrait Frankfurt 2012 auf YouTube.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schief läuft?
Bei einem langen Lauf im Grünen. Durch ein Gespräch mit einem
guten Freund oder der Partnerin, um die Dinge unvoreinge-
nommen und wertfrei aus einer anderen Perspektive zu sehen.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Authentizität – sich so zu geben, wie man wirklich ist und das
zu sagen, was man wirklich denkt. Gute Beispiele sind die Aus-
sagen von Angela Merkel zur Menschenrechtssituation in
Russland im Beisein von Wladimir Putin oder das ZDF-Inter-
view mit Horst Seehofer: „Das können Sie alles senden!“

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Ein Segeltörn in der Südsee oder eine Atlantik-Überquerung.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ein gemütlicher Abend zu zweit bei einem Glas Rotwein und
Musik, zumeist ruhiger Jazz oder Klassik.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Die Sonntagszeitung, weil man sonntags meist ausreichend
Zeit hat, die Vielfalt der Themen zu genießen.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Sich Zeit nur für sich selbst oder zu zweit zu nehmen und sich
gedanklich und technisch(!) vom Alltag zu entkoppeln, um das
Leben zu genießen – auch wenn es vielleicht nur für eine rela-
tiv kurze Dauer sein sollte.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Eine Kombination aus Aktivurlaub, bei dem man ein Land au-
ßerhalb der üblichen Touristenpfade kennenlernt und Entspan-
nung am Meer.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Bleib immer in Bewegung, probiere neue Dinge aus und finde
heraus, was du wirklich erreichen willst im Leben, welche
Überzeugungen du hast und was dich motiviert – auch wenn
das Ergebnis nicht das sein mag, was andere von dir erwarten.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Mein Tutorengruppenleiter in der gymnasialen Oberstufe. Er
konnte uns eine Freude am Lernen vermitteln, mit der man
weit über das gesteckte Ziel hinaus etwas erreichen konnte.

Seit dem 1. Januar 2013 ist der 46-jährige Wirt-
schaftsinformatiker Mitglied des Vorstands der
Bayerischen Börse AG (BBAG) und Geschäftsführer
der Börse München. Thiel war zuvor Senior Vice
President der Deutschen Börse AG in Frankfurt.

DIE FRAGE DER WOCHE Soll man einen Mindestlohn bei Staatsaufträgen festschreiben?

Von
Markus Rinders-
pacher,
SPD-Fraktionsvorsit-
zender im Bayeri-
schen Landtag

Von
Erwin Huber (CSU),
Vorsitzender des
Wirtschaftsausschus-
ses im Bayerischen
Landtag

Nicht wenige Unternehmen ver-
schaffen sich in Bayern einen „Stand-
ortvorteil“ schlicht dadurch, dass sie
Dumpinglöhne zahlen. Anders als in
fast allen anderen Bundesländern ist
dies im CSU/FDP-regierten Freistaat
nach wie vor möglich, weil es keine
gesetzliche Mindestlohnregelung
gibt. So gelangen diese Firmen auch
leichter an öffentliche Aufträge, in-
dem sie durch unfair niedrige Perso-
nalkosten konkurrierende Unterneh-
men, die angemessene Löhne bezah-
len, unterbieten.
Dies muss sich ändern. Die öffentliche
Hand muss sicherstellen, dass Aufträ-
ge nur an Firmen gehen, die gewisse
Mindeststandards einhalten. Die SPD
wird deshalb erneut eine Gesetzes-
initiative für ein Bayerisches Vergabe-
und Tariftreuegesetz starten. Zum
zweiten Mal, denn 2011 hatten CSU
und FDP eine entsprechende SPD-
Initiative abgeschmettert.
Mit diesem Gesetz soll bei Ausschrei-
bungen des Freistaats und der baye-

rischen Kommunen ein Mindestlohn
fixiert werden. Unternehmen sollen
einen öffentlichen Auftrag nur dann
erhalten, wenn sie mindestens 8,50
Euro pro Stunde brutto zahlen. Liegen
die Tariflöhne der betreffenden Bran-
che höher, müssen diese eingehalten
werden. Außerdem sieht der SPD-
Gesetzentwurf die Beachtung ökolo-
gischer Kriterien, Frauenförderung
und die positive Berücksichtigung der
Lehrlingsausbildung vor. CSU und
FDP lassen mit ihrer Verweigerungs-
haltung Dumpinglöhne zu, die dann
aus Steuermitteln aufgestockt wer-
den müssen, um Niedriglöhnern das
Existenzminimum zu sichern.
Dass hier dringender Handlungsbe-
darf besteht, leugnen außer Bayern
lediglich die ebenfalls schwarz-gelb
regierten Bundesländer Hessen und
Sachsen. Alle anderen – nämlich Ba-
den-Württemberg, Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, das Saarland,
Sachsen-Anhalt und
Thüringen – haben be-
reits entsprechende
Regelungen, in
Schleswig-Holstein ist
ein solches Gesetz auf
den Weg gebracht.
Also: Es wird höchste
Zeit!

JA NEIN

Für eine Änderung des Vergabege-
setzes gibt es keinen Bedarf. Und
die versteckte Einführung eines
Mindestlohns über das Vergabe-
recht ist nicht sinnvoll. Eine gesetz-
liche Bindung an vorgeschriebene
Löhne ergibt sich auch jetzt schon
aus dem Arbeitnehmer-Entsendege-
setz. Deshalb ist eine spezielle ver-
gaberechtliche Regelung überflüssig
und entlarvt sich als Wahlkampfge-
töse der SPD.
Zudem werden beispielsweise nach
dem Handbuch für die Vergabe und
Durchführung von Bauleistungen

durch Behörden des Freistaats
Bayern ohnehin Angaben zur

Preisermittlung vom Bieter
verlangt, aus denen sich
die kalkulierten Stun-
denlöhne ergeben. Ein
Bieter, der gegen seine
gesetzlichen Pflichten
aus dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz verstößt,
ist auch bisher schon

wegen fehlender Zuverlässigkeit
auszuschließen. Eine entsprechende
Verpflichtung von Unternehmern,
bei der Umsetzung von öffentlichen
Aufträgen im Baubereich, am Ort
der Ausführung das tarifvertragliche
vorgesehene Entgelt zu zahlen,
würde zudem gegen die Arbeitneh-
merentsenderichtlinie der Europäi-
schen Union (EU) und gegen die
Dienstleistungsfreiheit innerhalb der
EU verstoßen.
Auch beispielsweise im Bereich des
öffentlichen Personennahverkehrs
(ÖPNV) sehen wir keinen Bedarf,
staatlicherseits tätig zu werden.
Dieser Bereich ist in Bayern weitest-
gehend tarifvertraglich abgedeckt.
Zudem ermöglicht eine Verordnung
der EU den für den allgemeinen
ÖPNV zuständigen Aufgabenträ-
gern, das heißt den Landkreisen
und kreisfreien Städten, bei Verga-
ben öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge, die Betreiber zur Einhaltung
bestimmter Sozialstandards zu ver-
pflichten. Insgesamt lässt sich fest-
stellen, dass zusätzliche Vergabere-
geln unnötig sind und lediglich zu
einer Verkomplizierung und Büro-
kratisierung des Vergaberechts füh-
ren würden.
Wir sind gegen diese Gängelei von
Staat, Kommunen, Selbstständigen
und Betrieben, die zudem den Ar-
beitnehmern wenig nutzt.

Frauen“ statt, das CSU-Kreisrätin-
nen gemeinsam mit der Gleichstel-
lungsbeauftragten des Landkreises
veranstalten. Eine der mitwirken-
den CSU-Frauen ist Doris Scheu-
erl, stellvertretende Landrätin:
„Ich habe immer gedacht, es muss
sich doch endlich einmal etwas än-
dern. Eigentlich wollte ich selbst
schon längst aufhören.“ Stattdes-
sen kümmert sie sich um die Re-
krutierung weiblichen Polit-Nach-
wuchses. Referentin des Seminars
ist Ursula Kraemer aus Friedrichs-
hafen, Chefin einer Coaching-Fir-
ma. „Frauen haben oft das Gefühl,
erst einmal einen Kurs machen zu
müssen, während Männer meist
sofort sagen: Klar, das mach ich“,
sagt Kraemer.

Dass gerade die CSU den ge-
ringsten Anteil an Politikerinnen
hat, wundert die Expertin nicht.
„Natürlich spiegelt das auch wider,
welches Weltbild eine Partei hat.
Und welche Rolle man einer Frau
zugesteht.“ „Dem kann ich nur bei-
pflichten“, sagt die Rosenheimer
CSU-OB Gabriele Bauer. Sie be-
klagt, dass die CSU besonders in
ländlichen Gegenden Probleme
mit Politikerinnen hat: „Es gibt
schon noch Frauen-Sperrbezirke.“
Nicht weit von Rosenheim wollte
vor einiger Zeit eine Frau als Bür-
germeisterin kandidieren, erzählt
Bauer. Originalton der männlichen
CSU-Kollegen: „An Bürgermoas-
ter, der sich zum Biseln hihockt,
brauch’ ma ned!“ > WALTRAUD

TASCHNER, ANGELIKA KAHL

Frauen können ihre Rhetorik und
ihr Auftreten schulen, sie lernen
Parteipromis kennen und bekom-
men durch ihre jeweilige Mentorin
Einblick in die praktische Politik.

Organisiert wird das Programm
übrigens von Ute Eiling-Hütig, Ur-
sula Männles Nachfolgerin in spe.
Eiling-Hütig war einst selbst Men-
tee: bei Ursula Mayer, Bürgermeis-
terin von Höhenkirchen-Siegerts-
brunn. „Mir hat das viel gebracht“,
erzählt Eiling-Hütig: „Früher war
ich eher schüchtern, heute rede ich
freier, und ich trete anders auf.“
Und sie sagt eher, was sie will. Zum
Beispiel, dass sie sich im Landtag
einen Sitz im mächtigen Haus-
haltsausschuss wünscht – bisher
kein Gremium, in dem sich scha-
renweise CSU-Frauen tummeln.
Was Eiling-Hütig auch gelernt hat:
dass Männer freiwillig keine Macht
abgeben. Weshalb sie sich eine
Frauenquote auch für Delegierten-
versammlungen wünscht – wie Ur-
sula Männle oder Christa Stewens.
Die geltende Vorstandsquote, sagt
Stewens, sei „halbherzig“.

Mit Frauen-Coachings will die
CSU auch mit Blick auf die Kom-
munalwahl 2014 punkten. Denn
in Bayerns Rathäusern und Land-
ratsämtern sind CSU-Frauen eine
noch seltenere Spezies als im
Landtag: Nur zwei der bayeri-
schen CSU-Oberbürgermeister
sind weiblich, eine CSU-Landrä-
tin gibt es nicht.

Im Landkreis Lindau findet An-
fang März ein „Politik-Seminar für

CSU-Frauen angehören werden
als bisher. „Wenn es gut läuft“,
sagt die langjährige CSU-Abge-
ordnete Ursula Männle, „können
wir den Stand halten.“

Derzeit sind 19 der 92 CSU-Ab-
geordneten Frauen. Damit weist
die CSU den niedrigsten Frauen-
anteil aller Fraktionen im Landtag
auf. Sieben CSU-Frauen scheiden
aus, und nicht für alle folgen (Di-
rekt-)Kandidatinnen nach. Die
Direktmandate sind bei der CSU
entscheidend, bei der letzten
Landtagswahl zogen lediglich
zwei Kandidaten über die Liste ins
Maximilianeum ein. Mit Blick auf
die schwarze Frauen-Power im
Maximilianeum, sagt Landtags-
präsidentin Barbara Stamm, kom-
me es auch diesmal „ganz ent-
scheidend auf das Ergebnis und
die Listenplätze an“. Sicher ist
schon jetzt, dass die Nachfolge-
kandidaten für die direkt gewähl-
ten CSU-Frauen Christa Stewens
und Renate Dodell männlich sind.

Während die Landtagswahl für
die CSU frauenmäßig zur Blamage
geraten dürfte, setzt die Vorsitzen-
de der CSU-Frauenunion, Angeli-
ka Niebler, weiterhin auf das von
ihr erfundene Mentoring-Pro-
gramm. Dass Politikerinnen in spe
das dortige Angebot hilft, ist unbe-
stritten. Dass selbst hochqualifi-
zierte CSU-Frauen oft auf der Stre-
cke bleiben, weil männliche Platz-
hirsche zusammenhalten, auch.

Wie das Mentoring-Programm
funktioniert: Die interessierten

Gemessen am Ankündi-

gungsfuror müsste die CSU

inzwischen die frauen-

freundlichste Partei der

Republik sein. Tatsächlich

werden nach der Landtags-

wahl wohl noch weniger

christsoziale Frauen im

Landtag sitzen als bisher.

Statt die 2010 eingeführte

Frauenquote light zu

verschärfen, setzt man auf

Fortbildungen und

Mentoring-Programme.

Ute Eiling-Hütig hat es ge-
schafft. Die 45-jährige Historike-
rin aus Starnberg setzte sich bei
der Delegiertenversammlung ge-
gen sechs Mitbewerber durch.
Und kann so bei der Landtags-
wahl im September als Direktkan-
didatin antreten – in der Nachfol-
ge von Ursula Männle.

Beim Neujahrsempfang des Mi-
nisterpräsidenten in der Münch-
ner Residenz präsentierte Starn-
bergs Landrat Karl Roth (CSU)
stolz die eloquente Kandidatin.
Dabei hatte Roth alle Hebel in Be-
wegung gesetzt, dass sein
Wunschkandidat – ein männlicher
Parteifreund – das Rennen um die
Männle-Nachfolge machte. Noch
am Vortag der Wahl soll er brief-
lich ganz ungeniert für seinen
Spezi geworben haben.

So läuft es seit Jahrzehnten bei
der CSU: Theoretisch finden alle
das Thema Frauenförderung ganz
wichtig. Praktisch aber fördern
Männer fast immer Männer.

Edmund Stoiber zum Beispiel:
Der Ex-Ministerpräsident tönte bei
jeder Gelegenheit, wie hochbe-
deutsam das weibliche Element in
der Politik sei. Tatsächlich aber
hatte er kein Problem damit, den
Anteil weiblicher Regierungsmit-
glieder in seinen Kabinetten 15
Jahre lang konstant bei vier zu hal-
ten. Der amtierende Regierungs-
chef Horst Seehofer wiederum hat
zwar eine Reihe von Spitzenposi-
tionen in der Verwaltung mit Frau-
en besetzt. Eine Frauenquote je-
doch beschloss der Parteitag nur in
einer abgespeckten Version: Die
40-Prozent-Quote gilt nur für Par-
teivorstände. Nicht aber für Dele-
giertenversammlungen, die über
die Besetzung der aussichtsreichen
Direktmandate entscheiden.

Was ein wesentlicher Grund da-
für ist, dass dem neuen Landtag
im Herbst voraussichtlich weniger

Wie die CSU versucht, Frauen für die Politik zu gewinnen – auf Landes- und kommunaler Ebene

Partei der Platzhirsche

Das mögen CSU-Männer: Frauen, die Dirndl tragen, Fähnchen schwenken – und keine Konkurrenz sind. DAPD

Steuerklasse V behalten – so wie
die CSU.

Diese Woche wollen wir von
Ihnen wissen, ob der Freistaat
den Unternehmen bei Staatsauf-
trägen künftig einen Mindestlohn
vorschreiben sollte. Lesen Sie
dazu die Standpunkte unserer
Diskutanten auf dieser Seite un-
ten links – und stimmen Sie dann
ab auf www.bayerische-staatszei-
tung.d. > BSZ

Die Lohnsteuerklasse V: Jeden-
falls für die Leser der Bayeri-
schen Staatszeitung ist sie nicht
der ganz große Aufreger. Das Er-
gebnis unserer Online-Umfrage
vergangene Woche ist ein annä-
herndes Patt: Knapp 54 Prozent
der teilnehmenden User sprachen
sich dafür aus, die Klasse V abzu-
schaffen – und liegt damit auf ei-
ner Linie mit der FDP. Gut 47
Prozent wiederum wollen die

BSZ-Umfrage zur Abschaffung der Lohnsteuerklasse V

Eher unentschieden
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